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Geopolitik und sicherheitspoliti­
sches Potenzial neuer regionaler 
Führungsmächte
Sören Scholvin und Hanspeter Mattes
Ob „Ankerstaaten“, „pivotal states“ oder „neue regionale Führungsmächte“ – um die 
globalen sicherheitspolitischen Ziele des Westens zu verwirklichen, wird in zahlreichen 
Strategien zunehmend auf regionale Partner gesetzt.
Analyse:
Samuel Huntingtons „Clash of Civilizations“ und Thomas Barnetts Modell einer extern 
zu stabilisierenden Gruppe kaum integrierter Staaten, der „Non-Integrated Gap“, prä-
gen die derzeitige sicherheitspolitische Strategie der USA. Den USA gelingt es jedoch 
nicht, durch unilaterales Handeln Stabilität in Krisenregionen weltweit zu bringen, und 
selbst potenzielle Partner haben massive Probleme:
Die Fähigkeit neuer regionaler Führungsmächte, regionales Krisenmanagement 
und stabilisierende Sicherheitspolitik zu betreiben, ist eng begrenzt: Während Bra-
silien eigenständig für Stabilität in einer wenig konfliktgeladenen Region sorgen 
kann, trifft dies auf Südafrika, Indonesien und Indien nur bedingt zu. China stellt 
eher einen Problemverursacher als einen Problemlöser dar.
Ein grundlegendes Problem aller neuen regionalen Führungsmächte ist, dass von 
ihnen nur wenige Staaten der jeweiligen Region geführt werden wollen.
Schließlich verbinden die neuen regionalen Führungsmächte mit ihrer Rolle als re-
gionale Stabilisatoren Machtansprüche, die sich im Streben nach stärkerem inter-
nationalen Gewicht, beispielsweise in den Vereinten Nationen, ausdrücken. Dem 
nachzugeben mag der Preis für eine neue Multipolarität sein.
Key words: Regionale Führungsmächte, Sicherheitspolitik, Geopolitik, Brasilien, Südafrika, 
Indien, Indonesien, China
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1.	 Geopolitische	Modelle	seit	Ende	der	
Blockkonfrontation
In einem 1993 in der Zeitschrift Foreign Affairs 
erschienenen Aufsatz formulierte Samuel Hun-
tington (1993) erstmals seine These des Clash of 
Civilizations. Grundlegend bei dieser Betrachtung 
internationaler Beziehungen ist ein Wandel der 
Muster von Konflikten und Kriegen: Hätten seit 
der Oktoberrevolution an Ideologien – Kommu-
nismus, Faschismus, Kapitalismus – ausgerichte-
te Blöcke im Zentrum internationaler Gegensätze 
gestanden, so sei nach 1991 der Antagonismus 
zwischen Kulturen, in erster Linie zwischen der 
westlichen Welt und allen nichtwestlichen Kul-
turen, in den Vordergrund getreten. Die Cultural 
Fault Lines zwischen den Kulturen seien die neu-
en Schauplätze internationaler – aber auch in-
trastaatlicher – Spannungen. Insbesondere die 
Randgebiete der islamischen Kultur (Sahel-Zone, 
Kaukasus, Hindukusch) beschreibt Huntington 
als konfliktträchtig. Doch insgesamt stellten sich 
alle nichtwestlichen Kulturen gegen den Westen, 
gegen dessen militärische, ökonomische und ins-
titutionelle Dominanz sowie vor allem gegen die 
hierdurch ermöglichte Verbreitung westlicher 
Werte und Systeme. Daher müsse der Westen eine 
Strategie mit den folgenden Kernzielen betreiben: 
1. Überbrückung innerwestlicher Spannungen, 
2. Verhinderung der Eskalation intrazivilisato-
rischer Konflikte, 3. Bündnisse mit prowestlichen 
Kräften anderer Kulturen, 4. Wahrung der Domi-
nanz gegenüber der islamischen und konfuzia-
nischen Kultur, auch durch Militärpräsenz, sowie 
5. die Stärkung prowestlicher Institutionen und 
die Einbindung nichtwestlicher Staaten in diese 
Institutionen. Ziel einer solchen Strategie sei, die 
westliche Überlegenheit in wirtschaftlichen und 
militärischen Belangen zu erhalten, um westliche 
Interessen gegenüber anderen Kulturen, vor allem 
der islamischen und konfuzianischen, durchset-
zen zu können.
Thomas Barnett (2003) unterteilt die Welt in 
zwei Regionen: den Functioning Core einerseits und 
die Non-Integrated Gap andererseits. Erstgenannte 
Region umfasse die Erste Welt und aufstrebende 
Mächte wie Russland, China, Indien, Südafrika, 
Brasilien, Argentinien und Mexiko. Charakteris-
tisch für diesen funktionierenden Kern ist nach 
Barnett dessen intensive Einbettung in globale 
Netzwerke und Interdependenzen. Mit anderen 
Worten: Der funktionierende Kern sei die globali-
sierte Welt, was sich in Wohlstand, Sicherheit und 
Stabilität ausdrücke. Mit der Non-Integrated Gap 
stünden ihm Staaten gegenüber, die von Armut, 
Unsicherheit und Instabilität gekennzeichnet seien 
und infolge ihrer geringen globalen Verknüpftheit 
ein allgemeines Sicherheitsrisiko darstellten. An 
den von der Globalisierung am stärksten abge-
schotteten Stellen dieser globalen Sicherheitslü-
cke formierten sich transnationale terroristische 
Organisationen, die zunächst zur Bedrohung für 
die Saumstaaten der Sicherheitslücke würden und 
schließlich den funktionierenden Kern bedrohten. 
In Ländern wie Marokko, der Türkei, Pakistan 
und den Philippinen, Regionen wie dem Kauka-
sus, Chinas westlichen Provinzen und Bali, dem 
Ziel australischer Touristen, schwappe die Insta-
bilität von der Sicherheitslücke in den Kern über 
und gefährde diesen, wie die Anschläge vom 11. 
September gezeigt hätten, in seiner Gesamtheit. 
Als Antwort auf diese Bedrohung schlägt Barnett 
die militärische Kontrolle der Non-Integrated Gap 
durch den Functioning Core vor. Für einen solchen 
umfassenden Export von Sicherheit, der notwen-
dige Bedingung für Demokratie und Wohlstand 
sei, verfügten lediglich die USA über die erforder-
lichen Mittel. Insofern gleicht Barnetts Konzept 
demjenigen von Huntington, weil er offen für 
westliche Kontrolle über Regionen plädiert, die 
als Ausgangspunkt von Bedrohung wahrgenom-
men werden.
2.	 Die	USA:	Schwäche	der	etablierten	
Führungsmacht
Immanuel Wallerstein (2003) macht den Nieder-
gang der USA als globale Führungsmacht an vier 
Ereignissen fest: dem Vietnamkrieg, den Protes-
ten des Jahres 1968, dem Fall der Berliner Mauer 
und den Anschlägen vom 11. September. Durch 
die hohen Kosten des Einsatzes in Vietnam habe 
Washington seine wirtschaftliche Dominanz ver-
loren. Die 1968er-Bewegung habe gezeigt, dass 
die offizielle US-Ideologie – antifaschistisch, anti-
kommunistisch, antikolonialistisch – einen wach-
senden Teil der Weltbevölkerung nicht mehr 
überzeuge. Dieser Legitimitätsverlust sei durch 
den Zusammenbruch der Sowjetunion verstärkt 
worden, weil der Wegfall des Hauptgegners der 
USA deren Anspruch auf die Führungsrolle in der 
nichtkommunistischen Welt die Grundlage ent-
zogen habe. Schließlich stelle der 11. September 
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den erfolgreichen Angriff eines im traditionellen 
Verständnis militärischen Winzlings auf US-Ter-
ritorium dar. Die Antwort der Regierung Bush, 
so Wallerstein, sei ein verzweifelter Versuch, die 
US-amerikanische Stellung als globaler Hegemon 
durch militärische Stärke zu wahren und auf diese 
Weise einer zunehmenden Marginalisierung ent-
gegenzuwirken.
Empirisch wird die schwindende Fähigkeit 
Washingtons, unilateral Sicherheitspolitik zu be-
treiben, im Nahen und Mittleren Osten am deut-
lichsten, der – was Ressourcenversorgung und 
Kampf gegen den Terrorismus anbelangt – welt-
weit wichtigsten Region für die USA: Erstens hat 
sich die Besetzung des Irak entgegen etwaiger 
Hoffnungen der Regierung Bush nicht als Beginn 
der Demokratisierung des Greater Middle East er-
wiesen, sondern Antiamerikanismus in bisher 
kaum gekannten Ausmaßen gefördert und zusam-
men mit dem anhaltenden Krieg in Afghanistan 
zu einer Überlastung des US-Militärs geführt, das 
an keinem der beiden Kriegsschauplätze überzeu-
gende Erfolge bei der Bekämpfung von Aufstän-
dischen, Kriminellen und Terroristen vorweisen 
kann. Zweitens hat es die US-Regierung nicht 
geschafft, das iranische Atomprogramm zu stop-
pen oder gar einen Regimewechsel in Teheran 
herbeizuführen. Die Vorreiterrolle von EU-Troika 
und IAEA (International Atomic Energy Agency) 
bei den Verhandlungen mit Teheran verdeutlicht, 
wie wenig handlungsfähig Washington zurzeit 
auf dem diplomatischen Parkett in puncto Iran ist. 
Auch scheiterte der Versuch, Russland und China 
für einen härteren Kurs zu gewinnen. Drittens ist 
es der Regierung Bush nicht gelungen, den Nah-
ostkonflikt in den Griff zu bekommen. Viertens 
befindet sich das US-amerikanische Verhältnis zu 
Schlüsselpartnern im Vorderen Orient in einer tie-
fen Krise. So haben der Dritte Golfkrieg und das 
Erstarken kurdischer Guerillas im Nordirak zu 
Spannungen mit der Türkei geführt. Wie die Wei-
gerung des türkischen Parlaments, Militäreinrich-
tungen für die Invasion des Irak bereitzustellen, 
gezeigt hat, können sich die USA nicht mehr auf 
die absolute Gefolgschaft der Türkei verlassen. 
Des Weiteren belastet das Beharren Washingtons 
auf wirklicher Demokratisierung das US-amerika-
nisch-ägyptische Verhältnis.
3.	 Das	Potenzial	neuer	regionaler	
Führungsmächte	als	sicherheitspolitische	
Akteure
Die Gegenüberstellung gegenwärtiger geopoli-
tischer Leitmodelle mit der Schwäche der USA 
zeigt, dass aus US-amerikanischer Sicht eine en-
orme Diskrepanz zwischen Handlungsbedarf 
und Handlungspotenzial besteht. Folglich sind 
alternative Akteure zu suchen, die in der Lage 
sein könnten, an der Bewältigung gegenwärtiger 
sicherheitspolitischer Herausforderungen mitzu-
wirken. Lässt man internationale Organisationen 
außer Betracht, da diese lediglich Zusammen-
schlüsse souveräner und somit letztendlich ihren 
eigenen Interessen verpflichteter Nationalstaaten 
sind, liegt eine Analyse des sicherheitspolitischen 
Potenzials neuer regionaler Führungsmächte na-
he, denn diese zeichnen sich qua Definition durch 
eine herausgehobene Stellung in ihrer jeweiligen 
Region aus.
3.1. Brasilien
Bereits Anfang der 1990er Jahre zeichnete sich un-
ter der Präsidentschaft Itamar Francos ein macht-
politisches Aufstreben Brasiliens ab, das seinen 
Ausdruck in der Teilnahme an zahlreichen UN-
Friedensmissionen, dem Streben nach einem stän-
digen Sitz im Sicherheitsrat und der Förderung 
verschiedener regionaler Integrationsprogramme 
fand. Den USA, bis dato in sicherheitspolitischen 
und wirtschaftlichen Belangen tonangebend, wur-
de noch vor der Amtsübernahme Lula da Silvas in 
Sicherheitsfragen teils scharf widersprochen.
Unter Präsident da Silva hat Brasilien sich 
sowohl als regionale Führungsmacht wie auch 
als Vertreter des Südens auf dem internationa-
len Parkett etabliert. Auf globaler Ebene stellen 
Gründung und Stabilisierung der G20 das Meis-
terstück brasilianischer Außenpolitik dar. Im re-
gionalen Kontext ist die brasilianische Regierung 
zum einen wirtschaftspolitisch aktiv, indem sie 
Integrationsprojekte wie eine Freihandelszone des 
MERCOSUR (Mercado Común del Sur) mit der 
Andengemeinschaft vorantreibt sowie in Verhand-
lungen des MERCOSUR mit den USA und der EU 
eine Führungsrolle einnimmt. Zum anderen ist 
sie bemüht, sicherheitspolitischen Sprengstoff zu 
entschärfen. Beispiele hierfür sind die Versuche 
im Jahr 2003, zwischen der Regierung Chávez und 
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der venezolanischen Opposition zu vermitteln 
und den Machtwechsel von Gonzalo Sánchez de 
Lozada zu Carlos Mesa mit anschließenden Neu-
wahlen in Bolivien friedlich zu gestalten. Mit der 
Führung der seit 2004 laufenden UN-Mission auf 
Haiti übernimmt Brasilien darüber hinaus sicher-
heitspolitische Verantwortung. Vor allem die USA 
begrüßen die brasilianische Führungsrolle, weil 
sie in Brasilien den entscheidenden Stabilisator für 
Südamerika und in Lula ein linkes, moderates Ge-
gengewicht zum Populisten Hugo Chávez sehen.
Zweifellos nimmt Brasilien eine herausragende 
Stellung in Südamerika ein und kann als neue 
regionale Führungsmacht bezeichnet werden. 
Allerdings unterliegt dieser Status gewissen Ein-
schränkungen: Erstens fürchten die anderen Staa-
ten Südamerikas, dass Brasilien den MERCOSUR 
nur aus eigenem Hegemoniebestreben voran-
treibt. Zweitens wird Brasilien nicht ausnahms-
los als Führungsmacht anerkannt, vor allem nicht 
von Venezuela, das im Sinne Barnetts den Hotspot 
der Region darstellt. Gerade angesichts der von 
Präsident Chávez lancierten bolivarschen Alter-
native für Süd- und Nordamerika stellt sich die 
Frage, ob die brasilianische Regierung gewillt 
ist, die notwendigen Kosten für eine regionale 
Integration unter eigener Hegemonie überhaupt 
aufzubringen oder statt dessen nur auf globales 
Renommé setzen wird (Flemes 2007). Während es 
bereits gelungen ist, sich als Interessenvertreter 
der Entwicklungs- und Schwellenländer zu etab-
lieren, fehlt es drittens an sicherheitspolitischen 
Konzepten, die in Anbetracht von Drogenkrimi-
nalität und venezolanischem Revolutionsexport 
notwendig sind. Dieses Manko spiegelt sich dar-
in wider, dass Brasilien im Vergleich zu anderen 
regionalen Führungsmächten über einen relativ 
geringen Militärhaushalt verfügt. Auch werden 
militärische Mittel der Sicherheitspolitik weder in 
der Öffentlichkeit des Landes noch im Parlament 
breit diskutiert.
3.2. Südafrika
Nach dem Ende der Apartheid erklärte Nelson 
Mandela, Menschenrechte stünden von nun an 
im Mittelpunkt der Außenpolitik seines Landes. 
Auf militärische Aggression wolle man verzich-
ten – die Armee solle nur zu Landesverteidigung 
und Peacekeeping dienen. Zwei Schwerpunkte 
der neuen Außenpolitik ergaben sich aus diesem 
Ansatz: Zum einen engagierte sich Südafrika in 
globalen und regionalen Organisationen von der 
WTO (Welthandelsorganisation) über die UNC-
TAD (United Nations Conference on Trade and 
Development) bis zur SADC (Southern African 
Development Community) und African Union. 
Ein ständiger Sitz im Sicherheitsrat wurde an-
gestrebt. Von der wirtschaftlichen und instituti-
onellen Überlegenheit gegenüber allen anderen 
Staaten des subsaharischen Afrika, aber auch aus 
dem Selbstverständnis, ein guter Hegemon zu sein, 
rührt die intensive Bemühung um ökonomischen 
Fortschritt und Friedenssicherung auf dem Kon-
tinent her. Jedoch zeigte sich bereits während der 
Präsidentschaft Mandelas, dass diese offensive 
Menschenrechtspolitik auf wenig Gegenliebe an-
derer afrikanischer Staaten stieß. In der Konfron-
tation mit Nigeria 1996 im Zusammenhang mit 
der Exekution Oppositioneller durch das dortige 
Militärregime wurde deutlich, wie eng die Gren-
zen für Pretoria waren, wenn es darum ging, sich 
in vermeintlich interne Angelegenheiten anderer 
Staaten einzumischen.
Als Lehre hieraus vollzog Präsident Thabo 
Mbeki einen Politikwechsel hin zu mehr Prag-
matismus: Während der Nachfolger Mandelas 
weiterhin von Menschenrechten und Demokra-
tie spricht, vermeidet er eine offene Konfrontati-
on mit Robert Mugabe, bewertet also Simbabwes 
nationale Souveränität ganz im Gegensatz zu den 
Zielen, die Mandela 1994 proklamierte, höher als 
Menschenrechtsfragen. Friedenseinsätze der süd-
afrikanischen Armee, wie der Einmarsch 1998 in 
Lesotho, verdeutlichen gleichzeitig Potenzial und 
enge Grenzen militärischer Krisenreaktion des 
Landes. Während Südafrika bei der Stabilisierung 
Burundis bereits eine Führungsrolle übernimmt, 
agiert es in anderen afrikanischen Konflikten, wie 
dem Dauerbrennpunkt Kongo und dem Grenz-
konflikt zwischen Äthiopien und Eritrea, nur un-
ter Führung externer Kräfte. Eindeutig erfolgreich 
ist Südafrika als Zivilmacht: Bei Konflikten vom 
Sudan über die Elfenbeinküste bis zum Kongo ist 
seine Regierung als Vermittler aktiv. Gegenüber 
internationalen Institutionen, beispielsweise den 
G8, tritt die südafrikanische Regierung ähnlich 
wie Ägypten und Nigeria gerne als Repräsentan-
tin des ganzen Kontinents auf (Barber 2005).
Festzuhalten bleibt, dass Südafrika das Poten-
zial zu sicherheitspolitischem Handeln als regi-
onaler Hegemon nur eingeschränkt besitzt (Erd-
mann 2007). Ähnlich wie im Falle Brasiliens zeich-
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net sich Südafrika in erster Linie als Vermittler 
aus, ist gegenwärtig allerdings nicht bereit, Pro-
blemstaaten wie Simbabwe unter erhöhten Druck 
zu setzen. Dominanz und Anerkennung Pretorias 
sind auf dem afrikanischen Kontinent weit weni-
ger stark ausgeprägt, als auf den ersten Blick oft 
vermutet wird. Mit anderen Worten: Sucht man 
nach Ländern, die sich von der vermeintlichen 
Führungsmacht führen lassen, so können hier 
nicht einmal alle direkten Nachbarstaaten ge-
nannt werden.
3.3. Indonesien
Indonesien ist in zweierlei Hinsicht für die Geo-
politik des 21. Jahrhunderts von Bedeutung: Ei-
nerseits stellt der ethnisch-religiös fragmentierte 
Inselstaat einen Hotspot in Barnetts Modell dar. Se-
paratismus birgt, wie die Beispiele Osttimor und 
Aceh zeigen, Gefahren wie grenzüberschreitende 
Flüchtlingsbewegungen und die Zunahme von 
Kriminalität. Solche durch Separatismus begüns-
tigte Kriminalität stellt insofern ein globales Si-
cherheitsrisiko dar, als die indonesische Inselwelt 
ein Nadelöhr der Schifffahrtsrouten zwischen den 
Wirtschaftszentren Ostasiens und den Ressourcen 
des Persischen Golfs ist. Andererseits nimmt In-
donesien als zumindest bis 1997 anerkannte Füh-
rungsmacht der ASEAN (Association of Southeast 
Asian Nations) sowohl für Australien als vorgela-
gertes Sicherheitsbollwerk wie auch für die USA 
als Gegengewicht zur chinesischen Expansion 
nach Südostasien eine zentrale geostrategische 
Rolle ein (Dibb 2001). Während es jedoch zur Zeit 
der Neuen Ordnung unter Präsident Suharto von 
1967 bis 1998 überzeugend die Rolle eines regio-
nalen Hegemons ausfüllte und zur Stabilisierung 
Südostasiens beitragen konnte, haben die Asien-
krise 1997, die Demütigung durch den Rückzug 
aus Osttimor 1998 und der Aufstieg Thailands 
zum wirtschaftlich stärksten Staat der ASEAN zu 
einem Machtverlust Indonesiens geführt.
Demokratisierung und wirtschaftliche Konsoli-
dierung sind die wichtigsten Herausforderungen, 
will man die Integrität und Stabilität dieses Staa-
tes wahren. Gleichzeitig bietet ein demokratisier-
tes, wirtschaftlich prosperierendes Indonesien die 
Chance, als bevölkerungsreichster muslimischer 
Staat zum Vorbild für die muslimische Welt und 
andere ethnisch-religiös fragmentierte Staaten zu 
werden. Zunächst könnte Jakarta im Sinne einer 
prowestlichen Sicherheitsstrategie bei Sicherheits-
problemen in der Region, dann als wohlwollende 
Führungsmacht der ASEAN stabilisierend in en-
ger Zusammenarbeit mit den USA, Australien und 
Neuseeland agieren. Auch ein Engagement im 
Nahostkonflikt, wie bereits von Teilen der musli-
mischen Bevölkerung des Landes gefordert, käme 
in Betracht. Als Vertreter gemäßigt propalästinen-
sischer Standpunkte (souveräner Staat Palästina 
neben Israel in seinen Grenzen von 1967 als Be-
dingung für die Aufnahme voller diplomatischer 
Beziehungen) könnte Indonesien durchaus zur 
Entschärfung des Konfliktes beitragen. Allerdings 
sollten trotz Beteiligung an der UN-Mission im 
Libanon mit immerhin 850 Soldaten und gegen-
wärtiger nichtständiger Mitgliedschaft im UN-
Sicherheitsrat nicht allzu große Hoffnungen auf 
die indonesische Regierung als Moderatorin im 
Nahostkonflikt gesetzt werden. Zu eng war und 
ist der Handlungsspielraum jeder indonesischen 
Regierung, die angesichts der Abhängigkeit vom 
Westen zwischen diesem und den oft radikalen 
Forderungen eines zumindest lautstarken Teils der 
muslimischen Bevölkerung und der islamischen 
Organisationen balancieren muss. Was auch in Be-
zug auf den Nahostkonflikt über die Rolle Jakartas 
entscheidet, sind weniger die Möglichkeiten der 
indonesischen Regierung, moderierend auf die 
Konfliktparteien einzuwirken, als vielmehr die 
Anerkennung durch bereits involvierte Akteure 
(Perwita 2007).
Somit stellen sich die Perspektiven Indonesi-
ens, ein überregional relevanter sicherheitspoli-
tischer Akteur zu werden, als äußerst fragwürdig 
dar. Selbst indonesische Politikberater attestierten 
der eigenen Regierung einen Strategiemangel und 
wenig durchdachtes Vorgehen bei den Versuchen, 
sich als Vermittler im Nahostkonflikt, dem Streit 
um das iranische Atomprogramm oder die Frage 
nach Möglichkeiten zur Stabilisierung des Irak 
ins Spiel zu bringen. Folglich plädieren Experten 
des Centre for Strategic and International Studies in 
Jakarta dafür, dass Indonesien sich auf seine sta-
bilisierende Rolle in Südostasien konzentrieren 
solle. Angesichts des am Widerstand der anderen 
ASEAN-Mitglieder gescheiterten Projektes einer 
gemeinsamen, ständig abrufbereiten Peacekeep-
ing-Truppe stellt sich allerdings wie im Falle Süd-
afrikas die Frage, welche Staaten sich einer Füh-
rungsmacht Indonesien unterordnen sollen.
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3.4. Indien
In einer im Mai 2007 am International Institute of 
Strategic Studies in London gehaltenen Rede er-
klärte Außenminsister Shri Shivshankar Menon, 
seinem Land komme allein auf Grund seiner 
geographischen Lage – der längsten Grenze mit 
China, der Nachbarschaft mit Zentralasien und 
Indonesien sowie der Nähe zu geostrategischen 
Schlüsselzonen wie dem Persischen Golf oder 
der Straße von Malakka – eine einzigartige Po-
sition in sicherheitspolitischer Hinsicht zu. Von 
der islamistischen Bedrohung in Afghanistan und 
Pakistan über die Bürgerkriege in Nepal und Sri 
Lanka bis zur Demokratisierung in Bangladesch 
stehe man dabei vor einer Vielzahl von Heraus-
forderungen.
Regional ist auf den ersten Blick der Konflikt 
zwischen Indien und Pakistan beherrschend, je-
doch unterhält Neu-Delhi äußerst gute Bezie-
hungen zu den Staaten Zentralasiens. Indiens 
Beobachterstatus in der Shanghai Cooperation Or-
ganisation kann genauso wie die Unterstützung 
Kasachstans und Tadschikistans für die indischen 
Bemühungen um einen ständigen Sitz im UN- 
Sicherheitsrat als Beleg hierfür gelten. Insbeson-
dere mit Tadschikistan und Usbekistan wird bei 
der Bekämpfung des Terrorismus eng zusammen-
gearbeitet (Lal 2006). Zusätzlich zu Zentralasien 
kommt Indochina, vielleicht sogar ganz Südost-
asien als Betätigungsfeld für indische Sicherheits-
politik in Frage. So deutet die derzeitige Moder-
nisierung der indischen Marine, vor allem was 
Transportkapazitäten anbelangt, darauf hin, dass 
die Regierung in Neu-Delhi militärische Interven-
tionen in den Nachbarstaaten zumindest als denk-
bare Option in ihre strategische Planung einbe-
zieht (Khurana 2006). Gemindert wird das sicher-
heitspolitische Potenzial Indiens allerdings durch 
den sich besonders in Indochina verschärfenden 
Gegensatz zu China, der angesichts des Werbens 
beider Giganten um die Gunst der ressourcen-
reichen Staaten dieser Region und der Angst vie-
ler indischer Politiker vor einer Umklammerung 
durch die chinesische Expansion nach Zentral- 
und Südostasien enormen Zündstoff in sich trägt. 
Auch stellt Indien weitgehende machtpolitische 
Forderungen: Ein ständiger Sitz im UN-Sicher-
heitsrat und die Beteiligung an einem etwaigen 
Nuklearwaffenregime für die asiatische Region 
stehen ganz oben auf der Liste eines Landes, das 
als Gegenleistung für seine Mitwirkung an einer 
prowestlichen Sicherheitspolitik als Großmacht 
anerkannt werden möchte. Auch sollte nicht über-
sehen werden, dass der Begriff „regionale Füh-
rungsmacht“ für Indien in zweierlei Hinsicht pro-
blematisch ist: Erstens ist fraglich, welche Staaten 
von der so genannten Führungsmacht geführt 
werden. Zweitens lässt sich die Region, in der In-
dien als führender sicherheitspolitischer Akteur 
wirken könnte, nicht klar abgrenzen.
3.5. China
Dass China sich in der jüngsten Vergangenheit 
zu einem Akteur globaler Bedeutung entwickelt 
hat, kann kaum in Zweifel gezogen werden. Zwei 
Aspekte unterscheiden China von den bereits 
vorgestellten neuen regionalen Führungsmäch-
ten: Erstens ist das Reich der Mitte kein regional 
begrenzter Akteur, sondern agiert in Afrika, La-
teinamerika und dem Vorderen Orient mit glei-
cher Selbstverständlichkeit wie in Zentral- und 
Südostasien. Zweitens zielt seine Politik nicht auf 
Stabilisierung und Konfliktmanagement. Derar-
tige Bemühungen werden sogar durch die offen-
sive chinesische Ressourcensicherungsstrategie 
konterkariert. Deutlichstes Beispiel hierfür ist si-
cherlich der Sudan, wo die Produktion von Erdöl 
zu einem guten Teil in den Händen chinesischer 
Unternehmen liegt. Dass China nicht nur gegen 
die sudanesische Regierung gerichtete Anträge 
im UN-Sicherheitsrat blockiert oder verwässert, 
sondern als Devisenzahler wesentlich zu deren 
Machterhalt beiträgt, steht afrikanischen und 
westlichen Bemühungen, den Sudan zu stabilisie-
ren, eher entgegen. Nicht nur dort, auch in Angola, 
Simbabwe und zahlreichen anderen afrikanischen 
Staaten findet Pekings Doktrin der konsequenten 
Nichteinmischung in interne Angelegenheiten 
Zuspruch bei den herrschenden Eliten, die ihre 
Macht durch westliche Einflussnahme gefähr-
det sehen. Neben den Instabilitätszonen Afrikas 
kommt Iran große Bedeutung für China zu. Hier 
entsteht auf Grund der Konfrontation zwischen 
Teheran und dem Westen, vor allem zwischen 
Teheran und Washington, ein rasch wachsendes 
Betätigungsfeld für chinesische Erdöl- und Erd-
gasfirmen. Druck auf Iran im Streit um das Atom-
programm auszuüben oder gar die Durchführung 
einer Militärintervention mit dem Ziel eines Sys-
temwechsels liegen chinesischen Politikern folg-
lich fern.
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China ist als sicherheitspolitischer Akteur zwar 
qualitativ und geographisch weitaus potenter als 
die anderen angesprochenen neuen regionalen 
Führungsmächte. Daraus, dass Peking Ressour-
cenmangel und die Abhängigkeit von auslän-
dischen Akteuren bei der Ressourcenversorgung 
als zentrales Sicherheitsproblem betrachtet (Craig 
2007) und diesem durch eine Strategie begegnet, 
die der Stabilisierung konfliktreicher Regionen 
zumeist genau entgegenwirkt, folgt, dass die 
Volksrepublik bis auf ihr eigenes Staatsterritori-
um und dessen Peripherie kaum stabilisierend, 
sondern eher destabilisierend wirkt. Lediglich die 
westchinesische Provinz Xinjang, in der islamis-
tische Kräfte an Einfluss gewinnen, und Nordko-
rea, dessen weitere Destabilisierung beträchtliche 
Flüchtlingsströme nach China verursachen wür-
de, werden als zu stabilisierende Krisenherde be-
trachtet.
4.	 Fazit	und	Ausblick
Dem naheliegenden Ansatz, neue regionale Füh-
rungsmächte bei sicherheitspolitischen Bestre-
bungen enger einzubeziehen und ihnen die Rolle 
regionaler Stabilisatoren zukommen zu lassen, 
müssen ambivalente und ernüchternde Erkennt-
nisse über deren tatsächliche Machtressourcen 
gegenübergestellt werden. Des Weiteren ist es 
höchst problematisch, die Außenpolitiken der 
untersuchten Staaten allein aus der Perspektive 
ihrer möglichen Instrumentalisierung durch den 
Westen zu betrachten, denn die außenpolitischen 
Ziele neuer regionaler Führungsmächte sind kei-
neswegs immer mit den sicherheitspolitischen In-
teressen des Westens kongruent. Betrachtet man 
daher sowohl den unilateralen Ansatz der USA 
als auch die Zusammenarbeit mit wenigen strate-
gischen Partnern als kaum Erfolg versprechend, 
muss man über Alternativen nachdenken. Folg-
lich sollte bei einzelnen sicherheitspolitisch rele-
vanten Aspekten zusätzlich die Kooperation mit 
neuen regionalen Mittelmächten wie Argentinien, 
Ägypten, Nigeria oder Thailand in Betracht gezo-
gen werden.
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